 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7100177/2024

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin ***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
HAETHAK kY rAAxIARGR** (iber die Beschwerde vom 29. November 2023 gegen den Bescheid
des Finanzamtes Osterreich vom 23. November 2023 iiber die Riickforderung/Anrechnung von
Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag 04.2021-09.2023 zu Recht erkannt:

|. Der Beschwerde wird fir den Zeitraum April 2021 bis Sept. 2022 gemal3 § 279 BAO Folge
gegeben. Der angefochtene Bescheid wird diesbezlglich aufgehoben.

Dartiber hinaus wird die Beschwerde fiir den Zeitraum Okt. 2022 bis Sept. 2023 gemals § 279
BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

Verfahrensgang

Am 26.9.2023 legte die Beschwerdefihrerin (Bf.) im Zuge einer Anspruchsiberprifung u.a.
eine Studienzeitbestatigung und ein Sammelzeugnis der Universitat ***9*** yvom 26.9.2023
betreffend das seit Wintersemester 2019 betriebene Bachelorstudium Sportwissenschaft ihres
Sohnes sowie eine Abschrift der Studiendaten der ***3*** *x*g*** priyatuniversitat vom
19.4.2022 vor.
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Mit Erganzungsersuchen vom 27.10.2023 wurde die Bf. aufgefordert das Hauptstudium des
Sohnes bekanntzugeben und einen aktuellen Studienerfolgsnachweis ab Beginn des Studiums
sowie eine aktuelle Fortsetzungsbestatigung vorzulegen.

Der Antwort der Bf. vom 10.11.2023 ist zu entnehmen, dass der Sohn im Wintersemester 2023
nur mehr das Bachelorstudium Sportwissenschaften betreibe. Die vorgelegten
Studienerfolgsnachweise waren unverandert zu den bereits vorgelegten.

Mit Riickforderungsbescheid vom 23.11.2023 wurde von der Bf. die Familienbeihilfe fiir den
Sohn fiir den Zeitraum April 2021 bis September 2023 zurlickgefordert, da das Studium nicht
ernsthaft und zielstrebig betrieben worden sei. Die Riickforderung fiir die Monate Oktober
2020 bis Marz 2021 unterbleibe aufgrund § 15 FLAG 1967.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die Beschwerde der Bf. vom 27.11.2023. Darin fihrte die
Bf. aus, dass der Sohn zwei Studien parallel bestritten habe, seit Oktober 2023 sein
Hauptaugenmerk wieder auf dem Bachelorstudium Sportwissenschaften/ Universitat ***9***
liege und er das Studium ***8*** nicht mehr verfolge.

Mit einer Erganzung vom 5.12.2023 fasste die Bf. die Chronologie zusammen, teilte mit, dass
der Sohn im Wintersemester 2022 und Sommersemester 2023 keine ECTS nachweisen kénne
und legte eine Abschrift der Studiendaten der *** 3% *xxgik* (yrz; ***5%**)
Privatuniversitat vom 21.2.2023 (gesamt 51,80 ECTS) sowie ein Sammelzeugnis der Universitat
*EXQ*E* yom 27.11.2023 (gesamt 27 ECTS) vor.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 12.12.2023 wurde die Beschwerde der Bf. als
unbegriindet abgewiesen, da im Studium Sportwissenschaft ab Oktober 2020 keine Priifungen
nachgewiesen worden seien und somit nicht von einem ernsthaften und zielstrebigen
Bemiihen um den Studienerfolg ausgegangen werden kénne.

Im Vorlageantrag vom 18.12.2023 brachte die Bf. vor, dass ihr Sohn im Studium
Sportwissenschaften im ersten Studienjahr 23 ECTS nachgewiesen habe. Ab Oktober 2020
habe er ein weiteres Studium (***8***) aufgenommen und 23 ECTS im Wintersemester 2020
und 19,5 ECTS im Sommersemester 2021 nachgewiesen. Ab Herbst 2021 habe er in diesem
Studium Priifungen wiederholt, weshalb er im Wintersemester 2021 und im Sommersemester
2022 nur wenige ECTS erreicht habe. Zusatzlich habe er in diesen Semestern jeweils 6 ECTS im
Studium Sportwissenschaften erzielt, um sich die Option offen zu halten das erste Studium
fortzuflihren, falls es mit Medizin nicht klappen sollte. Ab dem Wintersemester 2022
(Anmerkung: WS 2022/2023) studiere der Sohn ausschlieBlich an der Universitat ***g***,

Beweismittel: insbesondere Abschrift der Studiendaten ***5*** Privatuniversitat vom
21.2.2023
Studienzeitbestatigung ***5*** Privatuniversitat vom 28.11.2023
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Sammelzeugnis Universitat ***9*** yom 27.11.2023
Studienzeitbestatigung vom 11.11.2023
FABIAN — Daten zum Kind vom 16.1.2024

Das Finanzamt gab im Vorlagebericht zur Vorlage der Beschwerde an das Bundesfinanzgericht
vom 16.01.2024 folgende Stellungnahme zur Beschwerde der Bf. ab:

»Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes liegt ein Studienwechsel iSd § 17
StudFG vor, wenn der Studierende das von ihm begonnene und bisher betriebene, aber noch
nicht abgeschlossene Studium nicht mehr fortsetzt und an dessen Stelle ein anderes unter den
Geltungsbereich des StudFG fallendes Studium beginnt (VWGH 26.5.2011, 2011/16/0060
mwN).

Der Sohn der Bf. hat das Bachelorstudium Sportwissenschaften an der Universitat ***9*** von
Wintersemester 2019 bis Sommersemester 2020 erfolgreich betrieben. Im Wintersemester
2020 und Sommersemester 2021 betrieb der Sohn der Bf. ausschlieBlich das Studium ***g%*%*x*
an der **¥*3¥x* kXX k%% privatuniversitat und hat dabei 23 ECTS (WS 2020) bzw. 19,5 ECTS (SS
2021) erzielt. Auch im Wintersemester 2021 hat sich der Sohn der Bf. nur dem Studium
*xxgFE* gewidmet. Allerdings wurden dabei nur 2,17 ETCS erwirtschaftet.

Dem Bachelorstudium Sportwissenschaften ist der Sohn der Bf. in diesem Zeitraum nicht
nachgegangen.

Nach Ansicht des Finanzamtes ist dieses Verhalten einem Studienwechsel mit Wintersemester
2020 gleichzusetzen.

Im Sommersemester 2022 legte der Sohn der Bf. sowohl im Studium ***8*** (7,13 ECTS) als
auch im Bachelorstudium Sportwissenschaften (6 ECTS) bis inkl. Juni 2022 erfolgreich
Prifungen ab.

Spatestens die Abmeldung vom Studium ***8*** mit 30.9.2022 bewirkt einen schadlichen
Studienwechsel zuriick zum Bachelorstudium Sportwissenschaft, bei dem jedoch ab
Wintersemester 2022 keine Prifungen mehr abgelegt wurden.

Die nunmehr vorliegenden Unterlagen belegen einen Anspruch auf Familienbeihilfe fiir den
Sohn von Wintersemester 2019 bis inkl. Sommersemester 2022. Ab dem Wintersemester 2022
steht der Bf. aufgrund des beihilfenschadlichen Studienwechsels (von ***8*** bhegonnen im
Wintersemester 2020, nach vier Semestern wieder zuriick auf Sportwissenschaften) kein
Anspruch auf Familienbeihilfe fiir den Sohn mehr zu.

Dariliber hinaus wurde in den beiden Semestern vor dem Zurlickwechseln von ***8*** guf
Sportwissenschaften (Anmerkung des Bundesfinanzgerichts: das heit im WS 2021/22 und im
SS 2022) kein ausreichender Studienerfolgsnachweis im Ausmaf von mindestens 16 ECTS
Punkten (je Semester fiir das Studium ***8***) erbracht, weshalb auch aus diesem Grund kein
Anspruch auf Familienbeihilfe flir das darauffolgende Studienjahr beginnend mit
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Wintersemester 2022 vorliegen wiirde. Die Riickforderung von Oktober 2022 bis September
2023 erfolgte damit jedenfalls zu Recht.

Das Finanzamt beantragt die Beschwerdevorentscheidung entsprechend abzuandern.”

Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
Sachverhalt

Das Gericht bezieht sich mangels widerstreitender Sachverhaltselemente auf das
wiedergegebene verwaltungsbehdérdliche Geschehen.

Rechtliche Beurteilung
Zu Spruchpunkt I.

Familienlastenausgleichsgesetz (FLAG) 1967

§ 2 FLAG 1967.

(1) Anspruch auf Familienbeihilfe haben Personen, die im Bundesgebiet einen Wohnsitz oder
ihren gewohnlichen Aufenthalt haben,

a) fur minderjahrige Kinder,

b) fur volljahrige Kinder, die das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und die fiir einen
Beruf ausgebildet oder in einem erlernten Beruf in einer Fachschule fortgebildet werden, wenn
ihnen durch den Schulbesuch die Ausiibung ihres Berufes nicht moglich ist. Bei volljahrigen
Kindern, die eine in § 3 des Studienférderungsgesetzes 1992, BGBI. Nr. 305, genannte
Einrichtung besuchen, ist eine Berufsausbildung nur dann anzunehmen, wenn sie die
vorgesehene Studienzeit pro Studienabschnitt um nicht mehr als ein Semester oder die
vorgesehene Ausbildungszeit um nicht mehr als ein Ausbildungsjahr Giberschreiten. Wird ein
Studienabschnitt in der vorgesehenen Studienzeit absolviert, kann einem weiteren
Studienabschnitt ein Semester zugerechnet werden. Die Studienzeit wird durch ein
unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis (zB Krankheit) oder nachgewiesenes
Auslandsstudium verlangert.

Studienférderungsgesetz (StudFG) 1992

Studienwechsel

§ 17 (1) StudFG 1992: Ein glinstiger Studienerfolg liegt nicht vor, wenn der Studierende
1.das Studium ofter als zweimal gewechselt hat oder

2. das Studium nach dem dritten Semester (nach dem zweiten Ausbildungsjahr) gewechselt
hat oder

3. nach einem Studienwechsel aus dem vorhergehenden Studium keinen giinstigen
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Studienerfolg nachgewiesen hat, bis zum Nachweis eines glinstigen Studienerfolges aus dem
neuen Studium.

(2) Nicht als Studienwechsel im Sinne des Abs. 1 gelten:

1. Studienwechsel, bei welchen die gesamte Studienzeit des vor dem Studienwechsel
betriebenen Studiums fiir die Anspruchsdauer des nach dem Studienwechsel betriebenen
Studiums berlcksichtigt wird, weil auf Grund der besuchten Lehrveranstaltungen und
absolvierten Prifungen Gleichwertigkeit nach Inhalt und Umfang der Anforderungen gegeben
ist,

2. Studienwechsel, die durch ein unabwendbares Ereignis ohne Verschulden des Studierenden
zwingend herbeigefihrt wurden,

3. Studienwechsel, die unmittelbar nach Absolvierung der Reifepriifung einer héheren Schule
erfolgen, wenn fir das wahrend des Besuchs der héheren Schule betriebene Studium keine
Studienbeihilfe bezogen wurde,

4. die Aufnahme eines Masterstudiums oder eines kombinierten Master- und
Doktoratsstudiums gemals § 15 Abs. 2,

5. die Aufnahme eines Doktoratsstudiums gemals § 15 Abs. 3.

(3) Ein Studienwechsel im Sinne des Abs. 1 Z 2 ist nicht mehr zu beachten, wenn die
Studierenden danach so viele Semester zuriickgelegt haben, wie sie in dem gemall Abs. 1Z 2
zu spat gewechselten Studium verbracht haben. Anerkannte Priifungen aus dem verspatet
gewechselten Vorstudium verkiirzen diese Wartezeiten; dabei ist auf ganze Semester
aufzurunden.

§ 26 FLAG 1967:
Wer Familienbeihilfe zu Unrecht bezogen hat, hat die entsprechenden Betrage zuriickzuzahlen.

Nach einem (im Regelfall dem ersten) Studienjahr ist einmalig der Studienerfolg nachzuweisen.

Anspruch ab dem zweiten Studienjahr besteht, wenn fiir das vorhergehende Studienjahr die
Ablegung

e einer Teilprifung der ersten Diplomprifung oder
des ersten Rigorosums (Medizinstudium) oder
von Priifungen aus Pflicht- und Wahlfachern des betriebenen Studiums
im Gesamtumfang von acht Semesterwochenstunden oder
im Ausmald von 16 ECTS-Punkten
nachgewiesen wird.

Wird ein unter § 3 StudFG fallendes Studium begonnen, bei dem im ersten Studienjahr 16
ECTS-Punkte nicht erreicht wurden, dieses Studium nach dem ersten Studienjahr abgebrochen
und eine nicht unter § 3 fallende Berufsausbildung begonnen, steht FB zunachst zu. Wird nach
Abschluss dieser Berufsausbildung wiederum ein unter § 3 StudFG fallendes Studium
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begonnen, besteht vorlaufig kein FB-Anspruch, da im vorhergehenden Studienjahr 16 ECTS-
Punkte nicht erreicht worden sind ( BFG 10.10.2014, RV/7102584/2011).

Ab dem Studienjahr 2013/14 ist der Erfolgsnachweis auch dann erbracht, wenn alle
Lehrveranstaltungen und Prifungen der Studieneingangs- und Orientierungsphase
(STEOP) nach § 66 UG 2002 erfolgreich absolviert wurden, sofern diese mit mindestens 14
ECTS-Punkten bewertet werden (BGBI |1 2014/35).

(vgl. Hebenstreit/Lenneis/Reinalter in Lenneis/Wanke (Hrsg), FLAG, 2. Aufl. (2020), § 2, III.
Einzelne Tatbestande fiir volljahrige Kinder (Abs 1 lit b—I) [Rz 28 — 139])

Studienwechsel — § 17 StudFG ist anzuwenden
Wenn feststeht, dass ein Studienwechsel vorliegt, ist § 17 StudFG anzuwenden. Ein
Studienwechsel ist jede Anderung einer Studienrichtung,
bei einem Doppelstudium die Anderung der Hauptstudienrichtung (wenn die FB fiir eine
andere Studienrichtung beantragt wird),
bei kombinationspflichtigen Studien auch die Anderung nur einer der beiden
Studienrichtungen, zB bei Lehramtsstudien der Wechsel eines Unterrichtsfaches ( VWGH
27.2.2006, 2005/10/0069),
die ,,Rickkehr” zu einer urspriinglich betriebenen Studienrichtung,
wenn dazwischen eine andere Studienrichtung (bzw bei einem Doppelstudium die zweite
Studienrichtung als ,Hauptstudium“) betrieben wurde.

Ein Studienwechsel liegt auch vor, wenn der Studierende ein von ihm bisher betriebenes
Studium nicht mehr ernsthaft und zielstrebig betreibt, sondern neben diesem Studium oder im
Anschluss an dieses Studium ein anderes Studium beginnt, das er ernsthaft und zielstrebig
betreibt ( BFG 23.2.2016, RV/5100372/2015).

(Hebenstreit/Lenneis/Reinalter in Lenneis/Wanke (Hrsg), FLAG, 2. Aufl. (2020), § 2, Ill. Einzelne
Tatbestdnde fiir volljihrige Kinder (Abs 1 lit b—I) [Rz 95,97])

Da das Kind der Bf. das bisher betriebene Studium nicht mehr ernsthaft und zielstrebig
betrieben hat und wie o. a. nach Studium ***8*** f(ir vier Semester zu einer urspriinglich
betriebenen Studienrichtung zurlickgekehrt ist, und somit einen Studienwechsel iSd 0.a. § 17
StudFG vollzogen hat, liegt in gegenstandlichem Fall ein beihilfenschadlicher Studienwechsel

vor.

Dariber hinaus wird auf die ausfiihrliche Begriindung des Finanzamtes in der o.a.
Stellungnahme des Finanzamtes im Vorlagebericht im Zuge der Vorlage der Beschwerde an das
Bundesfinanzgericht (BFG) hingewiesen, und diese Ausfiihrungen des Finanzamtes sind auch
ausdriicklich Teil der Begriindung des gegenstandlichen Erkenntnisses des
Bundesfinanzgerichts.

Ad Zeitraum April 2021 bis Sept. 2022:

Der Anspruch auf Familienbeihilfe liegt im Sinne des im Vorlagebericht des Finanzamtes
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angefiihrten Antrages des Finanzamtes in diesem Beschwerdezeitraum (vgl. 0.a. § 2 Abs 1 litb
FLAG 1967) vor.

Ad Zeitraum Okt. 2022 bis Sept. 2023:

In diesem Zeitraum besteht kein Anspruch auf Familienbeihilfe zumal nunmehr mit Beginn des
WS 2022/2023 ein beihilfenschadlicher Studienwechsel von ***g8%** (***gx**
Privatuniversitdt) nach 4 Semestern Studium ***8*** wieder zuriick auf das Studium
Sportwissenschaften (Universitat ***9***) vorliegt (§ 17 Abs 1 Z 2 StudFG; ebenso Antrag des
Finanzamtes im 0.a. Vorlagebericht des Finanzamtes). Daher ist ein beihilfenschadlicher
Studienwechsel iSd 0.a § 17 (1) Z 2 StudFG 1992 erfillt.

Darlber hinaus wurde in den Semestern WS 2021/2022 sowie SS 2022 kein Leistungsnachweis
flir das ernsthafte und zielstrebige Betreiben des Studiums ***8*** erbracht, was jedoch in
beschwerdegegenstandlichem Fall ohnehin nicht relevant ist.

(Hebenstreit/Lenneis/Reinalter in Lenneis/Wanke (Hrsg), FLAG, 2. Aufl. (2020), § 2, lll. Einzelne
Tatbestande fiir volljahrige Kinder (Abs 1 lit b—I) [Rz 70,71])

Der Vollstandigkeit halber wird auch angemerkt, dass im Studium Sportwissenschaften in den
Semestern WS 2021/2022 sowie SS 2022 lediglich 6 ECTS-Punkte nachgewiesen wurden.

Aus angefihrten Erwdgungen steht der Anspruch auf Familienbeihilfe fiir Okt. 2022 bis Sept.
2023 nicht zu. Zu Unrecht bezogene Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag sind iSd o.a. § 26
FLAG zurickzuzahlen.

Insgesamt ist daher spruchgemal zu entscheiden.

Zu Spruchpunkt Il. (Nichtzulassen der Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Da das gegenstandliche
Erkenntnis der Gesetzeslage sowie der hL und hRspr folgt, ist die Revision an den
Verwaltungsgerichtshof nicht zuldssig. Eine Gber den Individualfall hinaus relevante
Rechtsfrage liegt nicht vor.

Wien, am 28. Juni 2024

7von7



	Entscheidungsgründe
	Verfahrensgang
	Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	Zu Spruchpunkt II. (Nichtzulassen der Revision)



